
V. Resolutionen aufgrund der Berichte des Dritten Ausschusses

492

8. nimmt mit Anerkennung Kenntnis von den zusätz-
lichen Bemühungen, die derzeit unternommen werden, um die
Zusammenarbeit mit anderen internationalen, staatlichen und
nichtstaatlichen Organisationen zu verstärken, damit Wahlhil-
feanträgen umfassender und bedarfsgerechter entsprochen
werden kann, ermutigt diese Organisationen, ihr Wissen und
ihre Erfahrungen weiterzugeben, um bei der von ihnen ge-
währten Hilfe und bei ihrer Berichterstattung über die Wahl-
prozesse die besten Verfahrensweisen zu fördern, und dankt
denjenigen Mitgliedstaaten, Regionalorganisationen und
nichtstaatlichen Organisationen, die Beobachter oder techni-
sche Sachverständige zur Unterstützung der Wahlhilfetätig-
keiten der Vereinten Nationen zur Verfügung gestellt haben;

9. anerkennt das Ziel, die Methoden und Standards
der zahlreichen an Wahlbeobachtungen beteiligten zwischen-
und nichtstaatlichen Organisationen zu harmonisieren, und
begrüßt in dieser Hinsicht die Grundsatzerklärung für die in-
ternationale Wahlbeobachtung und den Verhaltenskodex für
internationale Wahlbeobachter, in denen Leitlinien für die in-
ternationale Wahlbeobachtung festgelegt sind;

10. erinnert daran, dass der Generalsekretär den Treu-
handfonds der Vereinten Nationen für Wahlhilfe geschaffen
hat, und fordert eingedenk dessen, dass der Fonds derzeit na-
hezu ausgeschöpft ist, die Mitgliedstaaten auf, zu erwägen,
Beiträge an den Fonds zu leisten;

11. ermutigt den Generalsekretär, über den Koordina-
tor der Vereinten Nationen für Wahlhilfeangelegenheiten und
mit Unterstützung der Abteilung Wahlhilfe der Sekretariats-
Hauptabteilung Politische Angelegenheiten auch weiterhin
auf die sich ändernde Art der Hilfeanträge und den zuneh-
menden Bedarf an bestimmten Formen der mittelfristigen
sachverständigen Hilfe einzugehen, die darauf ausgerichtet
ist, die vorhandene Kapazität der antragstellenden Regierung
zu unterstützen und zu stärken, insbesondere durch die Stei-
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klärung über das Recht und die Verpflichtung von Einzelper-
sonen, Gruppen und Organen der Gesellschaft, die allgemein
anerkannten Menschenrechte und Grundfreiheiten zu fördern
und zu schützen, im Konsens verabschiedete, und erneut er-
klärend, wie wichtig die Erklärung und ihre Förderung und
Umsetzung sind,

sowie unter Hinweis auf alle früheren Resolutionen zu
diesem Thema, insbesondere ihre Resolution 64/163 vom
18. Dezember 2009 und die Resolutionen des Menschen-
rechtsrats 13/13 vom 25. März 2010401 und 16/5 vom 24. März
2011402,

mit tiefer Besorgnis davon Kenntnis nehmend, dass in
vielen Ländern Personen und Organisationen, die sich für die
Förderung und Verteidigung der Menschenrechte und Grund-
freiheiten einsetzen, aufgrund dieser Tätigkeiten häufig Dro-
hungen und Drangsalierungen ausgesetzt sind und in Unsi-
cherheit leben, so auch durch Einschränkungen der Vereini-
gungsfreiheit oder der freien Meinungsäußerung oder des
Rechts, sich friedlich zu versammeln, oder durch Missbrauch
von Zivil- oder Strafverfahren,

ernsthaft besorgt darüber, dass in einigen Fällen Geset-
ze und sonstige Maßnahmen zum Schutz der nationalen Si-
cherheit und zur Bekämpfung des Terrorismus missbräuch-
lich gegen Menschenrechtsverteidiger angewandt wurden
oder dass sie deren Arbeit und Sicherheit in völkerrechtswid-
riger Weise behindert haben,

sowie ernsthaft besorgt über die nach wie vor zahlrei-
chen Menschenrechtsverletzungen
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ferner unter Begrüßung der Schritte, die einige Staaten
unternommen haben, um innerstaatliche Politikmaßnahmen
oder Rechtsvorschriften zum Schutz von Einzelpersonen,
Gruppen und Organen der Gesellschaft, die sich für die För-
derung und Verteidigung der Menschenrechte einsetzen, zu er-
lassen, namentlich in Weiterverfolgung des Mechanismus des
Menschenrechtsrats für die allgemeine regelmäßige Überprü-
fung,

daran erinnernd, dass die Staaten die Hauptverantwor-
tung für die Förderung und den Schutz der Menschenrechte
tragen, erneut erklärend, dass die mit der Charta der Verein-
ten Nationen und anderen völkerrechtlichen Verpflichtungen
der Staaten auf dem Gebiet der Menschenrechte und Grund-
freiheiten übereinstimmenden innerstaatlichen Rechtsvor-
schriften den rechtlichen Rahmen bilden, innerhalb dessen
die Menschenrechtsverteidiger ihre Tätigkeit ausüben, und
mit tiefer Besorgnis feststellend, dass die Aktivitäten man-
cher nichtstaatlicher Akteure die Sicherheit der Menschen-
rechtsverteidiger in erheblichem Maße bedrohen,

hervorhebend, dass es robuster und wirksamer Maßnah-
men zum Schutz von Menschenrechtsverteidigern bedarf,

1. fordert alle Staaten auf, für die Erklärung über das
Recht und die Verpflichtung von Einzelpersonen, Gruppen
und Organen der Gesellschaft, die allgemein anerkannten
Menschenrechte und Grundfreiheiten zu fördern und zu
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12. legt den Staaten nahe, die Erklärung besser be-
kanntzumachen und eine entsprechende Schulung zu fördern,
um Amtsträger, Organisationen, Behörden und Richter zur
Einhaltung der Bestimmungen der Erklärung zu befähigen
und dadurch ein besseres Verständnis und mehr Achtung für
die Einzelpersonen, Gruppen und Organe der Gesellschaft,




